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Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 18. März 1965 
zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten 
und Angehörigen anderer Staaten 

Vom 25. Februar 1969 


Dcm' Bunclt’sli'.fj hdt mit Zustimmung des Bundc's- 
rulcs (lus fülgcmde Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in VVcishington cim 27, Juniuir 1966 von der 
IkmdesrojHildik Deutschland Unterzeichneten Dber- 
einkommen vom 18. Mdrz 1965 zur Beilegung von 
lnvestilionsstreitigkeiten zwischen Staaten und An¬ 
gehörigen anderer Staoten wird zugestimmt. Das 
Dbotannkommen wird nachstehend veroffenllichl. 


Artikel 2 

(1| Die aul Giund des Übereinkommens ergan¬ 
genen Schiedssprüche (Artikel 53 Abs. 2 des Über¬ 
einkommens) sind vollstreckbar, wenn die Zulässig¬ 
keit der Zwangsvollstreckung aus dem Schiedsspruch 
gerichtlich lestgeslellt worden ist. Hat ein Verfah¬ 
ren nach Artikc'l 50 dos Übereinkommens stattgefun¬ 
den, so ist festzustellen, daß die Zwangsvollstrek¬ 
kung aus dem Schiedsspruch in Verbindung mit der 
Entscheidung über die Auslegung des Schieds¬ 
spruches zidcissig ist. 

(2) Auf das Verfahren über den Antrag, die Zu¬ 
lässigkeit der Zwangsvollstreckung festzustellen, 
sind die Vorschriften über das Verfahren bei der 
Vollstreckbarerklärung inländischer Sdiiedsspriiche 
entsprechend anzuwenclen. § 1039 der Zivilprozeß¬ 
ordnung ist nicht anzuwenden. Sachlich ausschließ- 
lifh zuständig ist das Landgc'richt. 


(3) Örtlich zuständig ist aiisschlii'ßlidi das (.ie- 
riclit, bc'i dem der Schuldmu' seimm allgemtünmi 
Gc'iichtsstand hat, und beim Fehlen eines solcht'u 
das Gericht, in dessen Bezirk sich Vermögen des 
Schuldners befindet oder die Zwangsvollstrt'ckung 
durcbgeführt wcucleu soll. 

(-4) Der .Antrag, die ZulassigkcMt der Zwangsvull- 
streckung festzuslellen, kann nur abgelehnt wer¬ 
den, wenn der Schiedsspruch in einem Verfahren 
nach .Artikel 51 oder Artikel 52 ch-s Übereinkom- 
nuMis aufgt'hoben worden ist. 

(5) An die .Stelle der Aufhebung des Schiedsspi li¬ 
ebes tritt die Feststellung, daß ei im Inland nicht 
anzuc'ikennen ist. 

(b) Wird der Schiedsspruch aulgehobcm, nachdem 
die ZulcissigkcMt der Zwangsvollstri'ckung testgi'- 
stellt worden ist, so gilt § 1044 .Al)s, 4 ZPCi emt- 
sprechend, 

Artikel 3 

Wird die Zw'angsvollstreckung clc'S Schieds¬ 
spruches ausgesetzt (Artikel 50 Abs. 2 Satz 3, Artikcd 
51 Abs. 4, Artikel 52 Abs. 5 des Übereinkommens), 
so ist auf Antrag des Schuldners das Verfahren, in 
dem die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung fest- 
gestellt wdrcl, auszusetzen oder die Zwmngsvoll- 
streckung einstweilen einzirstellen. Endet die .Aus¬ 
setzung der Vollstreckung des Schiedss])ruches, so 
wird das Verfahren, in dem die Zulässigkeit der 
Zwangsvollstreckung festgestellt wurd, auf Antrag 









